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Drucksache V/4076 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. April 1969 

111/5^65304 — 5214/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 7 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit geltenden 
Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 


Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 6/68 — Zollaussetzungen für Zoll- 
kontingente für Tomaten usw.) 

nebst Anlage und Begründung. 

Die Verordnung ist am 3. April 1969 im Bundesgesetzblatt 
Teil II Seite 762 verkündet worden. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist die Verordnung 
gleichzeitig übersandt worden. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Katzer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 

Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/407 6 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Verordnung 

zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 6/68 — Zollaussetzungen und Zollkontingente für Tomaten 

usw.) 


Auf Grund des § 77 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 3 Buch- 
stabe b des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch das Elfte 
Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 20. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1387), verordnet 
die Bundesregierung, 

auf Grund des § 77 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe d des 
Zollgesetzes verordnet der Bundesminister der 
Finanzen: 

§ 1 

(1) Der Deutsche Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 
1968 II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Anhang Zollaussetzungen/2 wird nach Maß- 
gabe der Anlage geändert. 

2. Der Anhang Zollkontingente/2 wird wie folgt 
geändert: 

a) In der Bestimmung zu Tarifstelle aus 03.01 - B 
- 1 - f - 2 (Schwarzer Heilbutt usw.) wird in der 
Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Mengenan- 
gabe „3000 t" ersetzt durdi: „3600 t". 

b) In der Bestimmung zu Tarifstelle aus 50.04 
(Garne ganz aus Seide usw.) wird in der 
Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Mengenan- 
gabe „30 t'' ersetzt durch: „37 t". 


(2) Mit der Änderung nach Nummer 2 der An- 
lage zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird Artikel 3 des Be- 
schlusses der im Rat vereinigten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 3. Oktober 1967 über 
die bei bestimmten Erzeugnissen vorzunehmende 
beschleunigte Angleichung an die Sätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs und an die Höhe, auf der diese 
Sätze ausgesetzt wurden, und über die Beibehaltung 
bestimmter einzelstaatlicher Zollsätze in ihrer der- 
zeitigen Höhe bis zum 30. Juni 1968 bei bestimmten 
Erzeugnissen ausgeführt. Der Beschluß ist im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 309/10 
vom 19. Dezember 1967 veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Buhdes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. November 1968 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt die Änderung 
nach Nummer 1 der Anlage zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1969 in Kraft. 
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Drucksache 

Anlage 

(zu § 1 Abs. 1 Nr. 1) 


Der Anhang Zollaussetzungen/2 wird wie folgt geändert: 

1. Hinter der Bestimmung zu Tarifstelle aus 03.02 - A - 1 - f - 3 (Seelachs usw.) 
wird eingefügt; 





Nachrichtlich: *) 



Zollsatz 

Regelmäßiger 

Tarifstelle 

Warenbezeichnung 


Zollsatz 



1 ermäßigt 
mein | ^ 

ällg^" 1 ermäßigt 
mein \ ^ 


1 I 2 j 3 1 4 I 5 I 6 


Tomaten, frisch, vom 1. Januar 1969 bis 


31. März 1969, zur Verwendung im Zoll- 


gebiet bestimmt 9,2 ^/o 

— 11 «/o 

minde- 

minde- 

stens 

stens 

6,56 DM 

8,— DM 

für 

für 

100 kg 

100 kg 

Eigen- 

Eigen- 

gewicht 

gewicht 

+ Ab 

+ Ab 


2, In der Bestimmung zu Tarifstelle 16.04 -A-I (Kaviar usw.) wird in der 
Spalte 2 (Warenbezeichnung) die Zeitangabe „bis 30. November 1968" ersetzt 
durch: „bis 30. November 1969". 


*) Die Angaben in den Spalten 5 und 6 haben nur unterrichtende Bedeutung. Sie waren nicht Gegenstand der Be- 
schlußfassung und wurden nicht mit der Verordnung verkündet. 


3 



Drucksache V/4076 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


Zu Absatz 1 Nr. 1 (Nummer 1 der Anlage) 

(1) Der im Rahmen einer preisgünstigen und aus- 
reichenden Versorgung bestehende Inlandsbedarf an 
frischen Tomaten während der Wintermonate kann 
nur durch Einfuhren aus Drittländern gedeckt wer- 
den. Die Einfuhr von frischen Tomaten zum regel- 
mäßigen Zollsatz würde sich jedoch nachteilig auf 
die Preise dieser Waren auswirken. 

(2) Auf Antrag der Bundesregierung hat deshalb 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
mit Entscheidung vom 17. Januar 1969 die Bun- 
desrepublik gemäß Artikel 25 Abs. 3 des EWG- 
Vertrages ermächtigt, den geltenden Zollsatz für 
frische Tomaten aus Tarifnr. 07.01 - M - 1 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für Einfuhren aus Drittlän- 
dern und zum Verbrauch im Zollgebiet teilweise, 
nämlich bis auf 9,2 Vo des Wertes, mindestens 6,56 
DM für 100 kg Eigengewicht, in der Zeit vom 
1. Januar 1969 bis 31. März 1969 auszusetzen. 


Zu Absatz 1 Nr. 1 (Nummer 2 der Anlage) und 
Absatz 2 

(3) Entsprechend dem Beschluß des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 5. November 1968^) 
wurde durch Briefwechsel zwischen dem Präsidenten 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften und 
dem Iran das Handelsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Iran um 
ein weiteres Jahr vom 1. Dezember 1968 bis 30. No- 
vember 1969 verlängert. 

(4) Nach Artikel 3 des „Beschlusses der im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 3. Oktober 1967^) über die bei bestimmten 
Erzeugnissen vorzunehmende beschleunigte An- 
gleichung an die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
und an die Höhe, auf der diese Sätze ausgesetzt 
wurden, und über die Beibehaltung bestimmter ein- 
zelstaatlicher Zollsätze in ihrer derzeitigen Höhe 
bis zum 30. Juni 1968 bei bestimmten Erzeugnissen“ 
ist die Bundesrepublik verpflichtet, für Kaviar der 
Tarifnr. 16.04 -A-I ab 1. Dezember 1968 auch für 
die weitere Geltungsdauer des in Absatz 3 bezeich- 
neten Handelsabkommens den Zollsatz von 24 Vo 
des Wertes anzuwenden. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 Nr. 
L 29/20 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1968 Nr. 
L 284/10 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1967 Nr. 
309/10 


Zu Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a 

(5) Auf Antrag der Bundesregierung hatte die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften mit 
Entscheidung vom 17. Juli 1968 '‘j der Bundesrepu- 
blik gemäß Artikel 25 Abs. 3 des EWG-Vertrages 
für die Zeit vom 1. August 1968 bis 31. Dezember 
1968 ein Drittlands-Zollkontingent für schwarzen 
Heilbutt aus Tarifnr. 03.01 - B - 1 - f des Gemeinsa- 
men Zolltarifs in Höhe von 3000 t zum Zollsatz von 
4 Vo des Wertes gewährt. Dieses Zollkontingent ist 
durch die Sechzehnte Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1968 vom 30. Oktober 
1968 eröffnet worden. 

(6) Das Zollkontingent von 3000 t war bereits am 

4. November 1968 vollständig ausgenutzt. Auf An- 
trag der Bundesregierung hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften mit Entscheidung vom 
19. Dezember 1968®) die Bundesrepublik ermächtigt, 
das ihr nach Absatz 5 gewährte Zollkontingent um 
600 t auf 3600 t zu erhöhen. 

Zu Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b 

(7) Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften hatte auf Antrag der Bundesregierung mit 
Entscheidung vom 14. Dezember 1967^) — gestützt 
auf das Protokoll Nr. IX des Abkommens betreffend 
der Waren der Liste G — der Bundesrepublik für 
das Kalenderjahr 1968 ein Drittlands-Zollkontingent 
für Garne ganz aus Seide aus Tarifnr. 50.04 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs in Höhe von 30 t zum Zollsatz 
von 3,5 ®/o des Wertes gewährt. Dieses Zollkontin- 
gent ist durch die Fünfunddreißigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 vom 
28. Februar 1968®) eröffnet worden. 

(8) Das Zollkontingent von 30 t war bereits am 

5. November 1968 erschöpft. Auf Antrag der Bun- 
desregierung hat die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften mit Entscheidung vom 19. Dezember 
1968^®) die Bundesrepublik ermächtigt, das ihr nach 
Absatz 7 gewährte Zollkontingent um 7 t auf 37 t 
zu erhöhen. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1968 Nr, 
L 206/12 

Bundesgesetzbl. II S. 916 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 Nr. 
L 18/6 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1968 Nr. 
L 14/8 

«) Bundesgesetzbl. 1961 II S. 317/318/342 
Bundesgesetzbl. II S. 123 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 Nr. 
L 18/7 
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